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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung hat der rechtswissenschaftlichen Fakultät der 
Universität Freiburg i. Br. im Wintersemester 1986/87 als Dissertation vorgele-
gen. 

Herr Professor Dr. Fritz Rittner hat die Arbeit angeregt und betreut sowie für 
einen zügigen Ablauf des Promotionsverfahrens gesorgt. Hierfür möchte ich 
ihm auch an dieser Stelle von Herzen Dank sagen. 

Dank schulde ich auch der Bund-Stiftung für die Gewährung eines Promo-
tionsstipendiums sowie der Studienvereinigung Kartellrecht e. V. für die Beteili-
gung an den Druckkosten. 

Die Arbeit befindet sich auf dem Stand von Februar 1987; lediglich die 
2. Auflage des Lehrbuchs "Wirtschaftsrecht" von Professor Dr. Fritz Rittner 
konnte nachträglich noch berücksichtigt werden. 

August 1987 
Matthias-Gabriel Kremer 
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Einleitung 

Das Verfahrensrecht des GWB (§§ 51- 96) führt bereits seit der Entstehung des 
Gesetzes 1 eher ein Schattendasein in der - vorwiegend von wettbewerbstheore-
tischen Kontroversen geprägten - kartellrechtlichen Diskussion2 • So stand 
auch die kartellverwaltungsrechtliche Beschwerde lange am Rand des wissen-
schaftlichen Interesses, obwohl die eigenständige Regelung des Kartellverwal-
tungsprozesses in den §§ 62 ff. GWB eine Reihe diffiziler Fragen aufwirft. Erst in 
jüngerer Zeit3 haben sich - aufbauend auf ihren Konzeptionen zum materiell-
rechtlichen Drittschutz gegen Wettbewerbsbeschränkungen - R. Scholz4 und 
vor allem K"§t/.!midt 5 der Aufgabe angenommen, die Grundlagen des 
Gerichtsschutzes,~;Kartellverwaltungssachen zu erarbeiten. Zu der damit in 
Gang gekommenen Diskussion sowohl über das subjektive öffentliche Recht im 
GWB als auch über Ausgestaltung und Reichweite des Kartellbeschwerderechts 
will die vorliegende Arbeit einen Beitrag leisten. 

Im 1. Teil der Arbeit wird eine rechtssystematische Einordnung der kartellver-
waltungsrechtlichen Beschwerde vorgenommen. Sodann werden im 2. Teil 
gemeinsame Grundprobleme der im GWB geregelten Beschwerdearten einer 
Klärung zugeführt. Zu besprechen sind das Institut der kartellbehördlichen 
Verfügung, an dem sich die §§ 62ff. GWB orientieren, und die Frage nach der 
Verletzung subjektiver öffentlicher Rechte durch den Erlaß bzw. Nichterlaß 
solcher Verfügungen. Die Ermittlung dieser subjektiven öffentlichen Rechte ist 
zum einen Voraussetzung für die Betrachtung der Anfechtungsbeschwerde (§ 62 
I, 11 GWB) im Lichte des Art. 19 IV GG, zum anderen bestimmt sie die 
Reichweite des mit der Verpflichtungsbeschwerde (§ 62 III GWB) einklagbaren 
Gerichtsschutzes. Die Erörterung des subjektiven öffentlichen Rechts wird 
zeigen, daß vor allem der Drittschutz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
Schwierigkeiten bereitet. 

Aufbauend auf den Erkenntnissen ihrer beiden ersten Teile kann sich die 
Untersuchung den einzelnen Beschwerdearten zuwenden. Die Teile 3 und 4 

1 Symptomatisch ist die Eile, in der sich der Gesetzgeber mit dem Vierten Teil des GWB 
befaßte, vgl. Schmid, FAZ v. 22. Oktober 1957, Nr. 245, S. 9. 

2 Rittner, ZHR 145 (1981), 599, 603. 
3 Vgl. zuvor insbes. Kuli, JZ 1961, 681 fT.; Bettermann, Festschrift Bötticher, S. 13, 

18ff.; ders., Beschwer, S. 27ff. 
4 R. Scholz, Wirtschaftsaufsicht, S. 78ff., 197ff. 
5 Vgl. insbes. K. Schmidt, Kartellverfahrensrecht, S.513ff.; ders., Gerichtsschutz, 

passim sowie K. Schmidts Erläuterung der §§ 62ff. GWB in dem Kommentar von 
lmmengaj Mestmäcker. 



20 Einleitung 

beinhalten die Analyse der Zulässigkeits- und Begründetheitsvoraussetzungen 
der Anfechtungsbeschwerde, die Teile 5 und 6 haben die korrespondierenden 
Fragenkreise im Recht der Verpflichtungsbeschwerde zum Gegenstand. Wie 
bereits angedeutet, wird die Drittschutzproblematik auch in diesem Kontext 
einen Schwerpunkt bilden. Die folgenden Ausführungen sind dem Gerichts-
schutz nach § 70 11 2 und § 70 III GWB gewidmet (7. Teil). Abschließend wird 
auf die Frage nach der Erweiterung der Beschwerdearten durch die Einführung 
einer allgemeinen Leistungsbeschwerde und einer Feststellungsbeschwerde 
eingegangen (8. Teil). 



1. Teil 

Rechtssystematische Einordnung der 
karteUverwaltungsrechtlichen Beschwerde 

1. Kapitel 

Die Stellung im System der Verfahrensordnungen 

A. Der Aufgabenbereich im Überblick 

I. Der Gegenstand der karteUverwaltungsrechtIichen Beschwerde 
nach der gesetzlichen Regelung 

Die kartellverwaltungsrechtliche Beschwerde ist in den §§ 62 ff. GWB, also im 
Ersten Abschnitt ("Verwaltungssachen") des das "Verfahren" behandelnden 
Vierten Teils des GWB unter 11. ("Beschwerde") geregelt. Bereits aus dieser 
systematischen Stellung der Beschwerde im GWB - in unmittelbarem An-
schluß an das unter I. normierte "Verfahren vor den Kartellbehörden" -
erschließt sich ihre Funktion: Sie dient der gerichtlichen Kontrolle des 
kartellbehördlichen Verwaltungsverfahrens. 

Explizit normiert sind die sog. Anfechtungsbeschwerde (§ 62 I GWB) gegen 
Verfügungen der Kartellbehörde und die sog. Verpflichtungsbeschwerde (§ 62 
111 GWB), die dann offensteht, wenn eine Verfügung der Kartellbehörde 
begehrt wird. 

Gegenstand der kartellverwaltungsrechtlichen Beschwerde ist demnach eine 
verwaltungsrechtliche Streitigkeit, für die - gäbe es die §§ 62ff. GWB nicht-
der Verwaltungsrechtsweg und nicht der ordentliche Rechtsweg eröffnet wärel. 

11. Das Verhältnis zu den sonstigen Kartellrechtsstreitigkeiten 

Während die Beschwerde nach §§ 62 ff., 92 ff. GWB die gerichtliche Kontrolle 
des kartellbehördlichen Verwaltungsverfahrens gewährleistet2 , ist bei bürgerli-

1 Ganz h.M., vgl. BGHZ34, 53, 58f.=WuWjE BGH 419, 420; ImmengajMest-
mäcker j K. Schmidt, § 62 Rdn. 1; GKj Hinz, Vorbem. 1 f. vor §§ 62-75; Frankfurter 
Kommentar, § 62 Rdn.5; Langenj Niederleithinger j Ritter j U. Schmidt, § 62 Rdn.3; 
Müller j Gießler j U. Scholz j Schreven, Vorbem. 2 vor § 62; Loewenheim j Belke, Vorbem. 1 
vor § 62. 

2. Zu beachten sind jedoch die besonderen Rechtsschutzmöglichkeiten der §§ 54 II 2, 55 
III GWB gegen bestimmte Beweiserhebungsanordnungen der Kartellbehörde. Die 


